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12. Bundesverfassungsgesetz: Ergänzung der Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 über die, Zuständigkeiten des Verfassungsgerichtshofes.

13. Bundesgesetz: Volksabstimmungsgesetz.
1 4 . Bundesgesetz: Bezirksgerichte im Sprengel des Landesgerichtes Linz.
15. Bundesgesetz: Änderung und Ergänzung des Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955 und des Bundesgesetzes

über die Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren.
16. Bundesgesetz: 5. Staatsvertragsdurchführungsgesetz.
17. Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1958.

1 2 . Bundesverfassungsgesetz vom 22. Jän-
ner 1958, womit die Bestimmungen des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 über die Zuständigkeiten des Ver-

fassungsgerichtshofes ergänzt werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

1. Artikel 126 a des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom
16. Juni 1948, BGBl. Nr. 143, hat zu lauten:

„Artikel 126 a. Entstehen zwischen dem Rech-
nungshof und der Bundesregierung oder einem
Bundesminister oder einer Landesregierung
Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung
der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zustän-
digkeit des Rechnungshofes regeln, so entscheidet
auf Anrufung durch die Bundes(Landes)regierung
oder den Rechnungshof der Verfassungsgerichts-
hof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Ver-
fahren wird durch Bundesgesetz geregelt."

2. Der erste Absatz des Artikels 141 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 und in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes vom 27. März 1931, BGBl. Nr. 103, hat
zu lauten:

„(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt
a) über die Anfechtungen der Wahl des Bun-

despräsidenten, von Wahlen zu den allge-
meinen Vertretungskörpern und zu den
satzungsgebenden Organen (Vertretungs-
körpern) der gesetzlichen beruflichen Ver-
tretungen;

b) über Anfechtungen von Wahlen in die
Landesregierung und in die mit der Voll-
ziehung betrauten Organe einer Gemeinde;

c) auf Antrag eines allgemeinen Vertretungs-
körpers auf Mandatsverlust eines seiner
Mitglieder;

d) auf Antrag eines satzungsgebenden Organs
(Vertretungskörpers) einer gesetzlichen be-
ruflichen Vertretung auf Mandatsverlust
eines der Mitglieder eines solchen Organs;

e) soweit in den die Wahlen regelnden Bun-
des- oder Landesgesetzen die Erklärung
des Mandatsverlustes durch Bescheid einer
Verwaltungsbehörde vorgesehen ist, über
die Anfechtung solcher Bescheide, durch die
der Verlust des Mandates in einem allge-
meinen Vertretungskörper, in einem mit
der Vollziehung betrauten Organ einer
Gemeinde oder in einem satzungsgebenden
Organ (Vertretungskörper) einer gesetz-
lichen beruflichen Vertretung ausgesprochen
wurde, nach Erschöpfung des Instanzen-
zuges.

Die Anfechtung (der Antrag) kann auf die
behauptete Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens
beziehungsweise auf einen gesetzlich vorgesehenen
Grund für den Verlust der Mitgliedschaft in
einem allgemeinen Vertretungskörper, in einem
mit der Vollziehung betrauten Organ einer Ge-
meinde oder in einem satzungsgebenden Organ
(Vertretungskörper) einer gesetzlichen beruflichen
Vertretung gegründet werden. Der Verfassungs-
gerichtshof hat einer Wahlanfechtung statt-
zugeben, wenn die behauptete Rechtswidrigkeit
eines Wahlverfahrens erwiesen wurde und auf
das Wahlergebnis von Einfluß war. In dem Ver-
fahren vor den Verwaltungsbehörden hat auch
der allgemeine Vertretungskörper und die gesetz-
liche berufliche Vertretung Parteistellung."

Artikel II.

Soweit nach Artikel I Zuständigkeiten vom
Verwaltungsgerichtshof auf den Verfassungs-
gerichtshof übergehen, hat der Verwaltungs-
gerichtshof die bei ihm anhängigen Fälle nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs-
gesetzes dem Verfassungsgerichtshof abzutreten.
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Sind die abgetretenen Beschwerden beim Ver-
waltungsgerichtshof rechtzeitig eingebracht wor-
den, so haben sie auch beim Verfassungsgerichts-
hof als rechtzeitig eingebracht zu gelten.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Schärf
Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Graf Figl

13. Bundesgesetz v o m 22. Jänner 1958
über Volksabs t immungen auf G r u n d der
Bundesverfassung (Volksabstimmungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Eine Volksabstimmung auf Grund der
Artikel 43 und 44 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 wird vom Bundes-
präsidenten, eine Volksabstimmung auf Grund
des Artikels 60 Abs. 6 von den zur Vertretung
des Bundespräsidenten nach dem Bundesgesetz
vom 22. April 1948, BGBl. N r 84, berufenen
Organen angeordnet.

(2) Die Entschließung, mit der die Volksabstim-
mung angeordnet wird, ist von sämtlichen Mit-
gliedern der Bundesregierung gegenzuzeichnen.

§ 2. (1) Wird eine Volksabstimmung gemäß § 1
angeordnet, so hat die Bundesregierung den Tag
der Volksabstimmung, der auf einen Sonntag
oder einen anderen öffentlichen Ruhetag fallen
muß, festzusetzen und den Stichtag (§ 5 Abs. 1,
§ 7) zu bestimmen.

(2) Die Entschließung, mit der die Volksabstim-
mung angeordnet wurde, ist im Bundesgesetz-
blatt kundzumachen. Die Kundmachung hat zu
enthalten:

a) den Tag der Abstimmung (Abs. 1),

b) falls es sich um eine Volksabstimmung nach
Artikel 43 oder 44 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 handelt,
den Hinweis, daß das Bundesvolk bei dieser
Abstimmung entscheiden wird, ob der vom
Nationalrat gefaßte Gesetzesbeschluß Ge-
setzeskraft erlangen soll, sowie den Ge-
setzesbeschluß mit seinem vollen Wortlaut,

c) falls es sich um eine Volksabstimmung nach
Artikel 60 Abs. 6 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 handelt,
den Hinweis, daß das Bundesvolk bei dieser
Abstimmung entscheiden wird, ob der
Bundespräsident abgesetzt werden soll,

d) den Stichtag (§ 5 Abs. 1, § 7).

§ 3. Für den gleichen Abstimmungstag und
Stichtag können auch zwei oder mehrere Volks-
abstimmungen angeordnet werden.

§ 4. Zur Durchführung der Volksabstimmung
sind nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes die
Sprengelwahlbehörden, Gemeindewahlbehörden,
Einspruchskommissionen, Bezirkswahlbehörden,
Kreiswahlbehörden und die Hauptwahlbehörde
berufen, die nach den Bestimmungen der Natio-
nalrats-Wahlordnung jeweils im Amte sind. Im
übrigen finden auf diese Wahlbehörden (Ein-
spruchskommissionen) die einschlägigen Bestim-
mungen der Nationalrats-Wahlordnung sinn-
gemäß Anwendung.

§ 5. (1) Stimmberechtigt bei der Volksabstim-
mung sind alle Männer und Frauen in einer
Gemeinde, die vor dem 1. Jänner des Jahres,
in dem die Volksabstimmung stattfindet, das
20. Lebensjahr vollendet haben und am
Stichtage die österreichische Staatsbürgerschaft
besaßen, vom Wahlrechte zum Nationalrat nicht
ausgeschlossen waren und in dieser Gemeinde
ihren ordentlichen Wohnsitz hatten.

(2) Der ordentliche Wohnsitz einer Person ist
an dem Orte begründet, an dem sie sich in der
erweislichen oder aus den Umständen hervor-
gehenden Absicht niedergelassen hat, ihn bis auf
weiteres zum Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehun-
gen zu wählen. Hiebei ist es unerheblich, ob die
Absicht darauf gerichtet war, für immer an die-
sem Orte zu bleiben.

(3) Hat eine Person in mehreren Gemeinden
einen ordentlichen Wohnsitz, so ist sie in die
Stimmliste (Bundesgesetz vom 17. Dezember 1956,
BGBl. Nr . 271, über die Führung ständiger
Wählerverzeichnisse (Stimmlisten) [Stimmlisten-
gesetz]) der Gemeinde einzutragen, in der sie am
Stichtage tatsächlich gewohnt hat. Nach diesem
Umstand bestimmt sich die Eintragung auch
dann, wenn jemand, falls eine Gemeinde in Wahl-
sprengel eingeteilt ist, in mehreren Wahlspren-
geln eine Wohnung hat.

(4) Personen, die ihren ordentlichen Wohnsitz
nach dem Stichtage in eine andere Gemeinde ver-
legen, sind in die Stimmliste dieser Gemeinde
einzutragen, wenn der ordentliche Wohnsitz da-
selbst vor dem Ende der Auflegungsfrist (§ 6)
begründet wird. In der Stimmliste der Gemeinde,
in der sie am Stichtage ihren ordentlichen Wohn-
sitz hatten, sind sie zu streichen. Zu diesem Be-
hufe hat die Gemeinde, in der die Eintragung
in die Stimmliste erfolgt, die Gemeinde, in deren
Stimmliste die betreffende Person bisher einge-
tragen war, von der neuen Eintragung unverzüg-
lich zu verständigen.

(5) Jeder Stimmberechtigte darf nur einmal in
den Stimmlisten eingetragen sein.

§ 6. (1) Am einundzwanzigsten Tage nach dem
Tage, an dem die Anordnung der Volksabstim-
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mung kundgemacht wurde, hat die Gemeinde,
sofern im § 7 nicht anderes bestimmt ist, die
Stimmliste in einem allgemein zugänglichen
Amtsraume durch zehn Tage zur öffentlichen
Einsicht aufzulegen (§ 13 des Stimmlisten-
gesetzes). In Wien ist in jedem Gemeinde-
bezirk mindestens eine Auflegungsstelle ein-
zurichten. Die Bestimmungen des § 3 Abs. 1
letzter Satz, 2 bis 6 und § 4 des Stimmlisten-
gesetzes finden Anwendung.

(2) Gegen die Stimmliste kann jeder Staats-
bürger unter Angabe seines Namens und der
Wohnadresse innerhalb der Einsichtsfrist wegen
Nichtaufnahme vermeintlich Stimmberechtigter
oder wegen Aufnahme vermeintlich Nichtstimm-
berechtigter schriftlich, mündlich oder tele-
graphisch bei der zur Entgegennahme von Ein-
sprüchen bezeichneten Stelle Einspruch erheben.

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen des
§ 5 Abs. 2 bis 4 und der §§ 6 bis 9 des Stimm-
listengesetzes auch für das vorliegende Verfahren
sinngemäß.

(4) Nach Beendigung des Einspruchs- und Beru-
fungsverfahrens hat die Gemeinde die Stimm-
liste abzuschließen.

§ 7. (1) Ha t vor dem Tage der Anordnung
einer Volksabstimmung eine Wahl des Bundes-
präsidenten oder des Nationalrates, ein Volks-
begehren oder eine Volksabstimmung auf Grund
einer Stimmliste stattgefunden, in der auch die
Wahl(Stimm)berechtigten einzutragen waren,
die am 31. Dezember des der bevorstehenden
Volksabstimmung vorausgehenden Jahres das
20. Lebensjahr vollendet hatten, und bei der
der Stichtag nicht länger als fünf Monate zurück-
liegt, so hat die im § 6 vorgesehene Auflegung
der Stimmliste zu entfallen. Die Volksabstim-
mung ist in diesem Falle auf Grund der zuletzt
abgeschlossenen Stimmliste durchzuführen. Als
Stichtag (§ 2 Abs. 1 lit. d und § 5 Abs. 1) gilt der,
Tag, der dieser Stimmliste zugrunde lag.

(2) Die Auflegung der Stimmliste gemäß § 6
hat auch dann zu entfallen, wenn zwischen dem
Tage der Anordnung einer Volksabstimmung
und dem vorhergehenden 1. Feber des gleichen
Jahres (Erster Auflegungstag der ständigen
Stimmliste) ein Zeitraum von nicht mehr als vier
Monaten liegt. Die Volksabstimmung ist in die-
sem Falle auf Grund der Stimmliste durchzu-
führen, die nach der Auflegung am 1. Feber ab-
zuschließen ist. Als Stichtag (§ 2 Abs. 2 lit. d und
§ 5 Abs. 1) gilt der 31. Dezember des Vorjahres *).

(3) Abschriften der abgeschlossenen Stimmlisten
(Abs. 1 oder 2) können von den im Nationalrate
vertretenen Parteien bei sinngemäßer Anwen-
dung des § 4 des Stimmlistengesetzes spätestens
am siebenten Tage nach dem Tage, an dem die
Anordnung der Volksabstimmung kundgemacht
wurde, von den Gemeinden verlangt werden. Die
Abschriften sind spätestens am einundzwanzig-

*) Berichtigt gemäß Kundmachung BGBl. Nr. 229/
1958.

sten Tage nach dem Kundmachungstage aus-
zufolgen.

§ 8. (1) Am vierzehnten Tage vor dem Tage
der Volksabstimmung ist die im § 2 vorgesehene
Kundmachung vom Bürgermeister in allen Ge-
meinden ortsüblich, jedenfalls aber auch durch
öffentlichen Anschlag zu verlautbaren.

(2) Der Kundmachung ist, wenn es sich um eine
Volksabstimmung nach Artikel 43 oder 44 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 handelt, beizufügen, daß die Einsicht-
nahme in den Gesetzesbeschluß in einem
allgemein zugänglichen Amtsraume jedem
Stimmberechtigten durch zehn Tage innerhalb
bestimmter Tagesstunden, die nicht unter vier
Stunden bemessen sein dürfen, gestattet ist. Bei
der Festsetzung der für die Einsichtnahme be-
stimmten Stunden ist darauf Bedacht zu nehmen,
daß den Stimmberechtigten außerhalb ihrer
normalen Arbeitszeit die Einsicht ermöglicht
wird. In größeren Gemeinden oder Gemeinden
mit weit auseinanderliegenden Ortsteilen (Streu-
lage) hat die Auflegung an mehreren Stellen zu
erfolgen. Wenn Amtsräume nicht zur Verfügung
stehen, kann die Einsichtnahme auch in anderen
Räumen stattfinden; es ist jedoch Vorsorge zu
treffen, daß den Stimmberechtigten der Zutri t t
in diese Räume gewahrt wird. In Wien hat die
Auflegung wenigstens bei jedem Magistratischen
Bezirksamt zu erfolgen.

§ 9. (1) Für das Abstimmungsverfahren, das
nach den in der Nationalrats-Wahlordnung vor-
gesehenen Wahlkreisen durchzuführen ist, gelten
die Bestimmungen der §§ 56 bis 75 der National-
rats-Wahlordnung (Wahlort und Wahlzeit,
Wahlzeugen, Wahlhandlung, Ausübung des
Wahlrechtes von Pfleglingen in Heil- und Pflege-
anstalten) sinngemäß, der § 64 mit der Maß-
gabe, daß Abstimmungszeugen von jeder im Na-
tionalrat vertretenen Partei zu jeder Wahl-
behörde entsendet werden können.

(2) An der Volksabstimmung nehmen nur
Stimmberechtigte teil, deren Namen in der ab-
geschlossenen Stimmliste enthalten sind. Jeder
Stimmberechtigte übt sein Stimmrecht grundsätz-
lich in dem Orte (Gemeinde, Wahlsprengel) aus,
in dessen Stimmliste er eingetragen ist.

(3) Stimmberechtigte, die im Besitze einer
Stimmkarte sind, können ihr Stimmrecht auch
außerhalb des Ortes ausüben, in dessen Stimm-
liste sie eingetragen sind. Für die Ausstellung
der Stimmkarten gelten die Bestimmungen der
Nationalrats-Wahlordnung über die Wahlkarten
sinngemäß.

(4) Jeder Stimmberechtigte hat nur eine
Stimme.

(5) Finden an einem Abstimmungstage zwei
oder mehrere Volksabstimmungen statt, so er-
hält der Stimmberechtigte, wenn er sich ent-
sprechend ausgewiesen hat und in der Stimmliste
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eingetragen ist, nur ein (leeres) Stimmkuvert
und auf Verlangen die für jede Volksabstimmung
gesondert vorbereiteten amtlichen Stimmzettel.

§ 10. (1) Die Abstimmung erfolgt mittels
Stimmzettels. Der Stimmzettel muß, sofern im
Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist, bei sonstiger
Ungültigkeit aus weichem weißlichem Papier
sein und ein Ausmaß von ungefähr 9 1/2 bis
10 1/2 cm in der Länge und von 6 1/2 bis 7 1/2 cm
in der Breite aufweisen.

(2) Gelangen an einem Abstimmungstage zwei
oder mehrere Volksabstimmungen zur Durch-
führung, so müssen die für jede Volksabstim-
mung bestimmten Stimmzettel bei sonstiger Un-
gültigkeit aus deutlich unterscheidbar verschie-
denfarbigem Papier sein. Nähere Anordnungen
trifft die Hauptwahlbehörde. Im übrigen gelten
die Bestimmungen des Abs. 1.

(3) Bei Volksabstimmungen auf Grund des
Artikels 43 oder 44 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 hat der Stimm-
zettel, um gültig zu sein, die Frage zu
enthalten, ob der Gesetzesbeschluß, über den
die Volksabstimmung erfolgt und der am Stimm-
zettel zu bezeichnen ist, Gesetzeskraft erlangen
soll. Außerdem hat der Stimmzettel das Wort
„ja" oder „nein" zu enthalten.

(4) Handelt es sich um eine Volksabstimmung
auf Grund des Artikels 60 Abs. 6 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929, so
hat der Stimmzettel die Frage: „Soll der Bun-
despräsident abgesetzt werden?" und außerdem
die Antwort „ja" oder „nein" zu enthalten.

(5) Die Ausfüllung der Stimmzettel geschieht
durch Handschrift; sie kann auch durch Druck,
Maschinschrift oder sonstige Vervielfältigung er-
folgen.

(6) Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn
er den Willen des Abstimmenden unzweideutig
dartut.

(7) Enthält ein Stimmkuvert mehrere auf den
gleichen Gesetzesbeschluß lautende Stimmzettel,
so zählen sie für einen gültigen Stimmzettel,
wenn alle auf „ja" oder alle auf „nein" lauten,
im übrigen aber den sonstigen Erfordernissen
für einen gültigen Stimmzettel entsprechen.

§ 11. (1) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn
er

1. nicht den Vorschriften des § 10 Abs. 1 und 2
entspricht oder

2. (bei Volksabstimmungen auf Grund des
Artikels 43 oder 44 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929) nicht die Be-
zeichnung des Gesetzesbeschlusses, über den die
Volksabstimmung erfolgt, oder nicht die im
§ 1 0 Abs. 3 vorgeschriebene Frage enthält oder

3. (bei Volksabstimmungen auf Grund des
Artikels 60 Abs. 6 des Bundes-Verfassungsgesetzes

in der Fassung von 1929) nicht die im § 10
Abs. 4 vorgeschriebene Frage enthält oder

4. weder die Bezeichnung „ja" noch die Be-
zeichnung „nein" aufweist oder

5. sowohl die Bezeichnung „ja" als auch die
Bezeichnung „nein" enthält.

(2) Enthält ein Stimmkuvert mehrere auf den
gleichen Gesetzesbeschluß lautende Stimmzettel,
so zählen sie, wenn sich ihre Ungültigkeit nicht
schon aus anderen Gründen ergibt, als ein un-
gültiger Stimmzettel, wenn sie teils auf „ja", teils
auf „nein" lauten.

(3) Leere Stimmzettel sind ungültig. Auch leere
Stimmkuverts zählen als ungültige Stimmzettel.

(4) Streichungen machen den Stimmzettel nicht
ungültig, wenn er, ungeachtet der Streichungen,
den im § 10 Abs. 1 bis 6 bezeichneten Erforder-
nissen entspricht. Sind auf einem sonst gültigen
Stimmzettel Worte, Bemerkungen oder Zeichen
angebracht, so ist der Stimmzettel dennoch
gültig, wenn sich hiedurch nicht einer der oben
angeführten Ungültigkeitsgründe ergibt.

§ 12. (1) Für die Feststellung des örtlichen Stim-
menergebnisses gelten, soweit im § 11 nicht anderes
bestimmt ist, sinngemäß die Vorschriften der
§§ 81, 84, 85 Abs. 1, 3 bis 5, §§ 86, 87, 88 Abs. 1
und 2, § 89 Abs. 1, § 91 Abs. 1 bis 4, § 92 Abs. 1
und § 93 Abs. 3 der Nationalrats-Wahlordnung.

(2) Werden an einem Abstimmungstage zwei
oder mehrere Volksabstimmungen durchgeführt,
so findet die Stimmenzählung getrennt für jede
Volksabstimmung statt. In diesem Falle sind die
nach der Nationalrats-Wahlordnung vorgeschrie-
benen Niederschriften für jede Volksabstimmung
je getrennt anzulegen.

§ 13. (1) Die Gemeindewahlbehörden (Sprengel-
wahlbehörden) und die Kreiswahlbehörden,
letztere auf Grund der Berichte der Gemeinde-
wahlbehörden, haben nach Beendigung der Ab-
stimmungshandlung, gegebenenfalls getrennt für
jede Volksabstimmung, ungesäumt für ihren
Bereich festzustellen:

a) die Summe der Stimmberechtigten laut
Stimmlisten,

b) die Summe der abgegebenen gültigen und
ungültigen Stimmen,

c) die Summe der abgegebenen ungültigen
Stimmen,

d) die Summe der abgegebenen gültigen Stim-
men,

e) die Summe der abgegebenen gültigen auf
„ja" lautenden Stimmen,

f) die Summe der abgegebenen gültigen auf
„nein" lautenden Stimmen.

(2) Die Kreiswahlbehörden haben ihre Ermitt-
lungen nach Maßgabe des § 12 unverzüglich der
Hauptwahlbehörde bekanntzugeben.
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§ 14. (1) Die Hauptwahlbehörde ermittelt auf
Grund der Berichte der Kreiswahlbehörden in
der im § 13 Abs. 1 angegebenen Weise das Ge-
samtergebnis der Volksabstimmung im Bundes-
gebiet und verlautbart das Ergebnis, gegliedert
nach Wahlkreisen, im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung".

(2) Innerhalb einer Woche vom Tage dieser
Verlautbarung an kann die Feststellung der
Hauptwahlbehörde wegen Rechtswidrigkeit des
Verfahrens von mindestens 500 Stimmberech-
tigten eines Wahlkreises (§ 9 Abs. 1), die einen
bevollmächtigten Vertreter namhaft zu machen
haben, beim Verfassungsgerichtshof angefochten
werden. Die Anfechtung hat den begründeten
Antrag auf Nichtigerklärung der Feststellung der
Hauptwahlbehörde zu enthalten.

(3) Auf das Verfahren über solche Anfechtun-
gen finden die Bestimmungen des § 68 Abs. 2,
§ 69 Abs. 1 und § 70 Abs. 1 und 4 des Ver-
fassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85,
sinngemäß Anwendung. Der Verfassungsgerichts-
hof hat in seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch
die ziffernmäßige Ermittlung der Hauptwahl-
behörde richtigzustellen.

§ 15. (1) Die Hauptwahlbehörde gibt auf
Grund ihrer rechtskräftigen Ermittlung oder ge-
gebenenfalls auf Grund des Erkenntnisses des
Verfassungsgerichtshofes die Zahl der mit „ja"
und „nein" abgegebenen gültigen Stimmen der
Bundesregierung bekannt.

(2) Das Ergebnis der Volksabstimmung ist,
unbeschadet der Bestimmungen des § 14 Abs. 1,
von der Bundesregierung im Bundesgesetzblatt
zu verlautbaren.

§ 16. Die Bestimmungen des Gesetzes vom
26. Jänner 1907, RGBl. Nr . 18, betreffend straf-
rechtliche Bestimmungen zum Schutze der Wahl-
und Versammlungsfreiheit, gelten sinngemäß
auch für Volksabstimmungen.

§ 17. (1) Der Beginn und Lauf einer in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen Frist wird durch
Sonn- oder andere öffentliche Ruhetage nicht
behindert. Fällt das Ende einer Frist auf einen
Sonn- oder anderen öffentlichen Ruhetag, so
haben die mit dem Verfahren nach diesem
Bundesgesetz befaßten Behörden entsprechend
vorzusorgen, daß ihnen die befristeten Hand-
lungen auch an diesen Tagen zur Kenntnis ge-
langen können.

(2) Die Tage des Postenlaufes werden in die
Frist eingerechnet.

(3) Soweit Termine, die in der Nationalrats-
Wahlordnung festgesetzt sind, auch im Ver-
fahren bei Volksabstimmungen zur Anwendung
gelangen, gelten für diese Termine die Bestim-
mungen des § 14 Abs. 5 der Nationalrats-Wahl-
ordnung.

§ 18. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, sind die mit der Durch-

führung der Volksabstimmung verbundenen
Kosten von den Gemeinden zu tragen; hiebei
werden den Gemeinden jedoch die bei der
Durchführung der Volksabstimmung entstehen-
den Kosten für Papier einschließlich jener der
Drucksorten zur Gänze, die übrigen Kosten zu
einem Drittel, in beiden Fällen nur nach
ordnungsmäßiger Nachweisung und insoweit
vom Bunde ersetzt, als sie nicht bereits gemäß
§ 1 5 des Stimmlistengesetzes abgegolten sind.

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten, die
für die Durchführung der Volksabstimmung
unbedingt erforderlich waren. Nicht ersatzfähig
sind Kosten, die den Gemeinden auch dann er-
wachsen wären, wenn keine Volksabstimmung
stattgefunden hätte. Der Kostenersatz wird durch
eine allenfalls gleichzeitig stattfindende Volks-
abstimmung auf Grund landesrechtlicher Be-
stimmungen nicht berührt.

(3) Die Gemeinden, mit Ausnahme der Stadt
Wien, haben den Anspruch auf Ersatz der
Kosten binnen sechzig Tagen nach dem Abstim-
mungstage beim Landeshauptmann geltend zu
machen, der hierüber im Einvernehmen mit der
zuständigen Finanzlandesbehörde entscheidet.

(4) Gegen die Entscheidung steht der Gemeinde
innerhalb von vierzehn Tagen, von dem der
Zustellung nachfolgenden Tage an gerechnet, die
Berufung an das Bundesministerium für Inneres
offen, das im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen entscheidet.

(5) Ansprüche der Stadt Wien auf Ersatz der
Kosten sind binnen der im Abs. 3 bezeichneten
Frist unmittelbar beim Bundesministerium für
Inneres einzubringen, das im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen ent-
scheidet.

§ 19. Die im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz erforderlichen Eingaben und sonstigen
Schriften sind von den Stempelgebühren und
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministe-
rien betraut.

Schärf
Raab Helmer

1 4 . Bundesgesetz v o m 22. Jänner 1958, be-
treffend Bezirksgerichte im Sprengel des

Landesgerichtes Linz.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im Sprengel des Landesgerichtes Linz
werden die Bezirksgerichte Urfahr-Umgebung
und Linz-Land mit dem Sitz in der Landeshaupt-
stadt Linz errichtet.
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§ 2. Die Bezirksgerichte Urfahr, Ottensheim
und St. Florian sind aufgelassen.

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am ersten Tag
des auf die Kundmachung folgenden zweiten
Monats in Kraft.

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bei den Bezirksgerichten Urfahr, Ottensheim und
St. Florian anhängigen Sachen sind an jene Be-
zirksgerichte zu überweisen, die nach einer ge-
mäß § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangsgesetzes vom
1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl.
Nr. 368 vom Jahre 1925 zu erlassenden Verord-
nung dafür zuständig werden. Sachen, die an
eines der nach § 2 aufgelassenen Bezirksgerichte
delegiert wurden, werden dem Bezirksgericht
Linz überwiesen.

(3) Durch die Überweisung nach Abs. 2 wird
die Streitanhängigkeit nicht aufgehoben.

§ 4. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verlieren ihre Wirksamkeit:

1. das Gesetz vom 11. Februar 1920, StGBl.
Nr. 69, über die Zuständigkeit des Bezirks-
gerichtes Urfahr in Linz zur Führung der Grund-
bücher für die Katastralgemeinden Urfahr und
Pöstlingberg;

2. die Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz vom 11. Februar 1920, StGBl. Nr. 70, über
die Gerichtsbarkeit des Bezirksgerichtes Urfahr
in Linz.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Tschadek

1 5 . Bundesgesetz vom 22. Jänner 1958, mit
dem das Allgemeine Grundbuchsgesetz
1955 und das Bundesgesetz über die Gerichts-
und Justizverwatltungsgebühren geändert

und ergänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Allgemeine Grundbuchsgesetz 1955, BGBl.
Nr. 39, wird ergänzt wie folgt:

Dem § 53 Abs. 1 ist als dritter Satz anzufügen:
„Auf Antrag ist in die Anmerkung der beabsich-
tigten Verpfändung die Bedingung aufzunehmen,
daß die Eintragung eines Pfandrechtes im Range
der Anmerkung nur für dieselbe Forderung zu-
lässig ist, für die entweder im Zeitpunkt des
Einlangens des Ansuchens um Eintragung des
Pfandrechts bereits im Range einer anderen An-
merkung der beabsichtigten Verpfändung, der

eine Bedingung nicht beigesetzt ist, die Ein-
tragung eines anderen Pfandrechtes bewilligt wor-
den ist oder gleichzeitig mit der Bewilligung
der Eintragung des Pfandrechtes im Range einer
anderen Anmerkung der beabsichtigten Verpfän-
dung, der eine Bedingung nicht beigesetzt ist,
die Eintragung eines anderen Pfandrechtes bewil-
ligt wird."

Artikel II.

Das Bundesgesetz vom 15. Feber 1950, BGBl.
Nr. 75, über die Gerichts- und Justizverwal-
tungsgebühren wird geändert und ergänzt wie
folgt:

1. In die Anmerkung 9 zu Tarifpost 11 wird
nach dem Buchstaben a) folgender Buchstabe b)
eingefügt:

„b) Eintragungen der Anmerkung der Rang-
ordnung der beabsichtigten Verpfändung
nach § 53 Abs. 1 letzter Satz GBG. 1955."

2. Die Buchstaben b) bis f) der Anmerkung 9
zu Tarifpost 11 erhalten die Bezeichnungen c)
bis g).

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz, hinsichtlich des
Artikels II im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen, betraut.

Schärf
Raab Tschadek Kamitz

16 . Bundesgesetz vom 22. Jänner 1958,
mit dem weitere Bestimmungen zur Durch-
führung des IV. Teiles des Staatsvertrages
vom 15. Mai 1955, BGBl. Nr. 152, erlassen
werden (5. Staatsvertragsdurchführungs-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. Vermögenschaften, Rechte und Interessen,
die am 8. Mai 1945 im Eigentum einer deutschen
physischen oder juristischen Person (§ 2 des
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes, BGBl.
Nr. 165/1956) gestanden sind und einer solchen
Person oder ihrem Rechtsnachfolger auf Grund
einer zwischenstaatlichen Regelung im Zusam-
menhang mit dem Staatsvertrag, betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen und de-
mokratischen Österreich, vom 15. Mai 1955,
BGBl. Nr. 152, übertragen werden, gelten für
Zwecke der Besteuerung vom Einkommen, Er-
trag, Vermögen und Umsatz als am Tage des
Inkrafttretens des vorgenannten Staatsvertrages
übereignet.
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§ 2. (1) Wurden oder werden eine Kapital-
gesellschaft, der. ein Unternehmen (Betrieb) ge-
mäß § 18 Abs. 1 des 1. Staatsvertragsdurchfüh-
rungsgesetzes gehört, und eine oder mehrere
Kapitalgesellschaften spätestens bis 31. Juli 1958
mit Wirkung zum Stichtag ihrer Schillingeröff-
nungsbilanz verschmolzen, so unterliegt der
Übergang des Vermögens der übertragenden
Gesellschaft weder der Umsatzsteuer noch der
Grunderwerbssteuer.

(2) In den Verschmelzungsfällen nach Abs. 1
gelten die in der Zeit vom Stichtag der Schilling-
eröffnungsbilanz (Verschmelzungsbilanz) bis zum
Zeitpunkte der Eintragung der Verschmelzung
in das Handelsregister getätigten Geschäfte be-
reits als Geschäfte der übernehmenden Gesell-
schaft.

(3) Die Verschmelzung gemäß Abs. 1 löst Kapi-
talsverkehrssteuern nicht aus.

§ 3. (1) Auf die Verwertung von Aktien findet
§ 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertragsdurchführungs-
gesetzes, wenn die zu einem oder verschiedenen
Sondervermögen (§ 7 des 1. Staatsvertragsdurch-
führungsgesetzes) gehörigen Aktien einer Gesell-
schaft zusammen nicht mehr als zehn vom Hun-
dert ihres Grundkapitals erreichen, nur nach
Maßgabe der folgenden Bestimmung Anwendung.

(2) Aktien, die im Eigentum von deutschen
physischen Personen gestanden sind, sind bei dem
in Abs. 1 genannten Hundertsatz nicht zu be-
rücksichtigen.

(s) Sollte die Verwertung der Aktien nicht
durch Verkauf an der Börse erfolgen, so ist als
ihr Wert mindestens der letzte, innerhalb von
drei Monaten vor der Verwertung feststellbare
Börsenkurs anzunehmen. Ist ein solcher nicht
feststellbar, so ist der Verkehrswert nach Ein-
holung einer Äußerung der Wiener Börsekam-
mer durch das Bundesministerium für Finanzen
festzusetzen.

(4) Ist bei der Verwertung ein der Bestimmung
des Abs. 3 entsprechender Preis nicht zu erzielen,
so ist § 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertragsdurchfüh-
rungsgesetzes anzuwenden.

§ 4. (1) Von der zuständigen Aufsichtsbehörde
vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes rechts-
kräftig genehmigte Beschlüsse oder Verfügungen
eines öffentlichen Verwalters, mit denen Rechte
von Gesellschaftern (Genossenschaftern) einer
Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf
Aktien, Gesellschaft mit beschränkter Haftung
oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft
ausgeübt wurden oder durch die über solche
Rechte verfügt wurde, können nicht vom Gericht
für nichtig erklärt oder als nichtig festgestellt
werden, wenn am 8. Mai 1945 mehr als die Hälfte
der Anteilsrechte im Eigentum deutscher Per-
sonen (§ 2, 1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz,

BGBL Nr . 165/1956) gestanden sind und wenn
sich der Beklagte darauf beruft.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß für Personengesellschaften.

§ 5. (1) Wird in einem gerichtlichen Verfahren,
das auf die Nichtigerklärung oder Feststellung
der Nichtigkeit eines Beschlusses oder einer Ver-
fügung gerichtet ist, eine Einwendung gemäß § 4
Abs. 1 erhoben, so kann der Kläger das Klage-
begehren auf Ersatz des ihm durch den Beschluß
oder die Verfügung zugefügten Schadens ändern;
liegen die Voraussetzungen für die Einwendung
vor, so ist auf Ersatz zu erkennen, wenn der
Schaden durch ein schuldhaftes, rechtswidriges
Verhalten des öffentlichen Verwalters verursacht
wurde.

(2) Wenn das Gericht glaubt, das Vorliegen der
Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1 verneinen zu
müssen, hat es vom Bundesministerium für
Finanzen eine Äußerung einzuholen, die im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
abzugeben ist.

(3) Wird dem geänderten Klagebegehren statt-
gegeben, so steht dem Beklagten ein Rückgriffs-
anspruch gegen den öffentlichen Verwalter zu.

(4) Der Anspruch auf Schadenersatz verjährt,
wenn die Klage auf Nichtigerklärung oder Fest-
stellung der Nichtigkeit nicht innerhalb von drei
Jahren ab Fassung des Beschlusses oder der Ver-
fügung (§ 4), bei Beschlüssen oder Verfügungen,
die in das Handelsregister einzutragen sind, ab
Eintragung in das Handelsregister eingebracht
wurde.

(5) Schadenersatz kann nicht begehrt werden,
wenn die Geltendmachung eines solchen An-
spruches nach zwischenstaatlichen Vereinbarungen
ausgeschlossen ist.

Artikel II.

Das Bundesgesetz vom 10. Juli 1957, BGBl.
Nr. 177, mit dem das 1. Staatsvertragsdurchfüh-
rungsgesetz abgeändert und ergänzt wird
(4. Staatsvertragsdurchführungsgesetz), wird ab-
geändert wie folgt:

1. Artikel II § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„Physische und juristische Personen sowie Per-
sonengesellschaften mit dem Wohnsitz (Sitz) in
Österreich, die auf Grund einer vor dem 8. Mai
1945 begründeten Verbindlichkeit Schuldner
einer deutschen physischen oder juristischen Per-
son (§ 2 des 1. Staatsvertragsdurchführungs-
gesetzes), des Deutschen Reiches, einer deutschen
Gebietskörperschaft oder einer Einrichtung des
Deutschen Reiches waren, haben eine solche Ver-
bindlichkeit bis längstens 30. April 1958 dem
Bundesministerium für Finanzen in Wien zu
melden."
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2. Artikel II § 4 erster Satz hat zu lauten:

„Wird eine physische oder juristische Person
oder eine Personengesellschaft mit dem Wohnsitz
(Sitz) in Österreich wegen einer in § 2 bezeich-
neten Verbindlichkeit von der Republik Öster-
reich oder vom öffentlichen Verwalter beim Ge-
richt ihres Wohnsitzes (Sitzes) geklagt, so kann
sie die Unzuständigkeit des Gerichtes nicht unter
Berufung auf die Vereinbarung eines anderen
Gerichtsstandes einwenden."

3. Artikel II § 6 hat zu lauten:

„Wer einer ihm gemäß § 2 obliegenden An-
meldepflicht nicht oder nicht rechtzeitig nach-
kommt, begeht eine Verwaltungsübertretung
und wird von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit Geld bis zum Werte der nicht oder nicht
rechtzeitig angemeldeten Verbindlichkeit be-
straft."

Artikel III.

Artikel III Abs. 2 des Bundesgesetzes vom
10. Juli 1957, BGBl. Nr . 177, mit dem das
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz abgeändert
und ergänzt wird (4. Staatsvertragsdurchfüh-
rungsgesetz), hat zu lauten:

„Mit der Vollziehung des Artikels I dieses
Bundesgesetzes sind die für die Vollziehung der
§§ 10 Abs. 2, 19 Abs. 3 und 21 Abs. 2 des
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes zustän-
digen Bundesministerien und mit der Voll-
ziehung des Artikels II das Bundesministerium
für Finanzen, das Bundesministerium für Justiz
und das Bundesministerium für Inneres betraut."

Artikel IV.

(1) Artikel II Z. 1 und Z. 2 dieses Bundes-
gesetzes treten am 1. November 1957 in Kraft.

(2) Artikel III dieses Bundesgesetzes trit t am
30. Juni 1957 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung des Art. I §§ 1 bis 3 ist
das Bundesministerium für Finanzen und mit
der Vollziehung des Art. I §§ 4 und 5 Abs. 1,
3 bis 5 das Bundesministerium für Justiz, hin-
sichtlich der Bestimmung des Art. I § 5 Abs. 2
das Bundesministerium für Justiz im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
und den beteiligten Bundesministerien und mit
der Vollziehung des Art. II das Bundesministe-
rium für Finanzen, das Bundesministerium für
Justiz und das Bundesministerium für Inneres
betraut.

Schärf
Raab Kamitz Tschadek Helmer

1 7 . Bundesgesetz vom 29. Jänner 1958,
betreffend die Bedeckung des Abganges des
Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahre 1958.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen
wird ermächtigt, dem Milchwirtschaftsfonds
(Milchwirtschaftsgesetz 1956, BGBl. Nr. 148 in
der geltenden Fassung) zur Erfüllung seiner Aus-
gleichsverpflichtungen im Geschäftsjahr 1958
einen Zuschuß bis zu einem Betrag von
86,300.000 S zur Verfügung zu stellen.

§ 2. Der Zuschuß ist mit dem Teilbetrag von
8,7Q0.000 S zu Lasten des finanzgesetzlichen An-
satzes Kapitel 18 Titel 11 § 2 Post 29 „Stützung
der Futtermittel" und mit dem Restbetrag von
77,600.000 S zu Lasten des finanzgesetzlichen
Ansatzes Kapitel 18 Titel 10 § 3 „Milchpreis-
ausgleich" zu verrechnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz


